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II.   PLANLICHE FESTSETZUNGEN

1.0  ART DER BAULICHEN NUTZUNG

2.0  MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

3.0  BAUWEISE, BAUGRENZEN

4.0  VERKEHRSFLÄCHEN 

5.0  SONSTIGE PLANZEICHEN UND FESTSETZUNGEN

6.0  GRÜNFLÄCHEN

zulässige Höchstmaß - Mindestwerte werden nicht festgelegt!

GRZ = Grundflächenzahl: 0,35

GFZ = Geschossflächenzahl: 0,70

Wandhöhe:

Die Wandhöhe ist das Maß von der natürlichen Geländeoberfläche bis 
zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen 
Abschluss der Wand.
- maximal zulässige traufseitige Wandhöhe bei den 
  Dachformen SD, WD, ZD: 
  talseits:     max. 7,00 m 
bergseits: max. 6,50 m

- maximal zulässige  trauf- und giebelseitige Wandhöhe bei der 
  Dachform PD:
  tal- und bergseits max. 7,00 m 

Baugrenze3.1

3.2

offene Bauweise (§22 BauNVO)3.3 o

5.3

5.2

öffentliche Grünfläche6.1

5.1

1.1

(§ 9, Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 

(§ 9, Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16, §19, § 20 BauNVO)

2.1

2.2

2.3

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze für  Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 
Gemeinschaftsanlagen. 
Hier Zweckbestimmung: Garagen mit Nebenräumen 
(§9, Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB) 

(§ 9, Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

4.2 Straßenbegrenzungslinie

4.1 Straßenverkehrsfläche öffentlich

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung4.3

besondere Zweckbestimmung: 
Fußweg

Fußweg und landwirtschaftlicher VerkehrL

Firstrichtung der Hauptbaukörper und Garagen zwingend 
festgesetzt.

für den Bauabschnitt II
(§9, Abs. 7 BauGB) (Innenkante maßgebend)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

für den Bauabschnitt I
(§9, Abs. 7 BauGB) (Innenkante maßgebend)

Präambel

Der Markt Winzer im Landkreis Deggendorf erlässt auf Grund
 der §§ 2 Abs. 1,9 und 10 Baugesetzbuch (BauGB)
 des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO)
 des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)
 der Planzeichenverordnung (PlanzV)
in der jeweils zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gültigen Fassung, den Bebauungsplan 
"WA Mühlberg - Erweiterung V" (Bauabschnitt I) als Satzung.

§1
Räumlicher Geltungsbereich

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes "WA Mühlberg - Erweiterung V" 
(Bauabschnitt I) ist die Planzeichnung M 1:1000 vom __.__.____ maßgebend.
Sie ist Bestandteil dieser Satzung.

§2
Bestandteile der Satzung

Der Bebauungsplan "WA Mühlberg - Erweiterung V" (Bauabschnitt I) besteht aus:
1) Planzeichnung (M 1:1.000) mit zeichnerischem Teil vom __.__.____ mit  

Übersichtslageplan und den Planlichen und Textlichen Festsetzungen
   2) Begründung mit Umweltbericht vom __.__.____  

Markt     , den __.__.____, ___________________________
Winzer                                         Jürgen Roith, 1. Bürgermeister

9.0  HINWEISE; KENNZEICHNUNGEN UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

GA

712m²

R

7.0  FLÄCHEN UND MASSNAHMEN NATURSCHUTZ / LANDSCHAFTSPFLEGE 

8.0  FLÄCHEN UND MAßNAHMEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZ
       UND DIE REGELUNG DES WASSERABFLUSSES

Flurstücksgrenze mit Grenzstein9.1

Flurstücksnummer9.2

9.3

9.4

Vorschlag Parzellengrenzen mit Angaben der 
Größe des Baugrundstückes

Bemaßung9.5

Parzellennummer9.6

Höhenlinien natürliches Gelände (Abstand 100 cm)

9.7 Vorschlag Wohngebäude

Vorschlag Garage9.8

- 2-malige Mahd der Wiesenfläche im Jahr, 1. Schnittzeitpunkt 

- Entfernung des Mähgutes
- Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel
- die Verwendung eines Schlegelmähers ist nicht erlaubt

Laubbaum I. bzw. II. Ordnung (gemäß Artenliste siehe Punkt III. 
10.3.1 und 10.3.2). Eine lagemäßige Standortverschiebung um 
bis zu maximal 5 m unter Einhaltung der Anzahl ist erlaubt.

zu pflanzende Einzelbäume und Gehölze:6.3

Obstbaum, Walnuss oder Baum II. Ordnung,  gemäß Artenliste 
siehe Punkt III. 11.3.2. Eine lagemäßig Standort-
verschiebung ist unter Einhaltung der Anzahl erlaubt.

6.3.1

6.3.3

Laubbaum I. Ordnung (gemäß Artenliste siehe Punkt III, 11.3.1) 
mit Baumscheibe und Stammschutz. 
Eine lagemäßige Standortverschiebung unter Einhaltung der 
Anzahl ist erlaubt.

6.3.2

hier: Laubbäume

zu erhaltende Einzelbäume und Gehölze:6.4

6.4.1

hier: Weidengehölze6.4.2

Pflanzung von 2-3-reihigen Gehölzpflanzungen  (die 3. Reihe 
mind. auf der Hälfte der Länge) bestehend aus Sträuchern auf 
75 % der Fläche bzw. ersatzweise je angefangene 10 m der 
Grundstückslänge ein Obstbaum. Die Auswahl der Pflanzen 
hat gemäß der Pflanzenliste Punkt III 10.3.2 und 10.3.3 zu 
erfolgen. Düngeverzicht in den Wiesenabschnitten.

7.2 Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

E1

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft = 
Ausgleichsfläche 

7.1

Pflanzung von 1-2-reihigen Gehölzpflanzungen  (die 2. Reihe 
mind. auf der Hälfte der Länge) bestehend aus Sträuchern auf 
75 % der Fläche. Die Auswahl der Pflanzen hat gemäß der
Pflanzenliste Punkt III 10.3.2 und 10.3.3 zu erfolgen. 
Düngeverzicht in den Wiesenabschnitten.

E2

A1I / A1II

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft 
zur Regelung des Wasserabflusses

hier: Fläche für Regenrückhaltebecken

A2I 

öffentliche Grünfläche mit folgenden Pflegemaßnahmen:6.2

nicht vor dem 15. Juni

Sichtdreieck 3,0/70 m (zur Gemeindeverbindungsstrasse)9.9

Schutzzone Landschaftsschutzgebiet "Bayerischer Wald", 
nachricht Übernahme aus FISNatur, Stand 2015

9.10

amtlich kartiertes Biotop mit Nr.9.11

bestehender Graben mit Böschung9.12

bestehendes Regenrückhaltebecken, 
zum Teil Verfüllung des Beckens

9.13

9.14

1

6,0

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

8.1

(§ 5 Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung der mit Erdreich aufgefüllten Fläche auf der 
für die bauliche Nutzung eventuell besondere Maßnahmen 
zur Stabilisierung des Baugrundes und für die 
Standsicherheit der Gebäude erforderlich sind

III.   TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

4.0  GARAGENZUFAHRTEN UND STELLPLÄTZE

1.0  FESTSETZUNGEN NACH §9 Abs. 1 BauGB

2.0  GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN FÜR HAUPTGEBÄUDE

5.0  EINFRIEDUNG

3.0  GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN FÜR GARAGEN UND NEBENGEBÄUDE

6.0 AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN UND STÜTZMAUERN

8.0  WASSERWIRTSCHAFT

Pro Wohneinheit bei Einfamilienhäuser und Doppelhäuser sind mind. 2 PKW Stellplätze 
im Baugrundstück nachzuweisen. Garagenstellplätze werden angerechnet.

7.0  GELÄNDESCHNITTE

Dachform und

- Sattel- / Walm- / Zeltdach           18° - 34° 

Dachneigung:

Dachdeckung:

Dächer mit durchgehender  Firstlinie des Hauptbaukörpers, First 
parallel zur längeren Gebäudeseite, Versatz innerhalb der 
Dachfläche grundsätzlich nicht zulässig.
Ausschließlich zulässige Dachformen und Dachneigungen:

Ziegel in Rot- u. Braun- und Grautönen, ausschließlich beschichtete 
Blechdeckungen in Rot-, Braun u. Grautönen. Dachoberflächen aus 
Kupfer, Blei, Zink oder Titanzink sind nicht erlaubt.
Aufgeständerte Anlagen für Photovoltaik und Solarthermie auf den 
Dachflächen sind nicht zulässig. Die Anlagen sind in Dachneigung 
möglichst eng an das Dach anliegend zu montieren. 

Es gelten die Vorschriften des Art. 6 BayBO. Der Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO wird 
angeordnet. Für die Bemessung der Abstandsfläche ist die Wandhöhe maßgebend. Die 
abstandsrelevante Wandhöhe ist das Maß von der natürlichen Geländeoberfläche bis 
zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand.

Die Ausbildung von Stützmauern ist nur in Form von Naturstein-Trockenmauern bis zu 
einer Höhe von 1,00 m  im Bereich B und bis zu einer Höhe von 1,50 im Bereich A 
ausgehend vom natürlichen Gelände zulässig.

Aufschüttungen und Abgrabungen sind auf den Baugrundstücken im Bereich B von 
max. 1,00 m vor dem Hauptbaukörper bzw. dem Garagennebengebäude ausgehend 
vom natürlichen Gelände zulässig. Im Bereich A sind Aufschüttungen und Abgrabungen
von max. 1,5 m erlaubt.

unzulässig; es sind ausschließlich erforderliche Punktfundamente im Bereich 
der Säulen erlaubt; zwischen Zaun und Geländeoberfläche ist eine Boden- 
freiheit von mind. 10 cm einzuhalten. 

Dachgauben: Dachgauben sowie aus der Gebäudewand entwickelte Gauben sind 
erst ab einer Dachneigung von mind. 30° zulässig.  
Abstand von der Giebelwand und untereinander mindestens 1,30 m, 
max. Breite einer Gaube von 2,2 m. 
Zulässig sind auch maximal ein Quergiebel pro Traufseite mit einer 
maximalen Breite von 1/3 der Gebäudelänge im mittleren 
Gebäudebereich. Der First muss mindestens 0,5 m unter dem 
Hauptfirst sein. 

- Pultdach                                      10° - 14°

Verfahrensfreie Bauvorhaben nach Art. 57 Abs. 1 BayBO und Nebenanlagen nach § 
14 Abs. 1 BauNVO sind außerhalb der Baugrenzen nicht zulässig. Außerhalb der 
Baugrenzen sind nur folgende genehmigungsfreie Nebenanlagen  gemäß Art. 57 Abs. 
1 BayBO  zulässig:
 Stellplätze
Ebenso dürfen Nebenanlagen gemäß §14 Abs. 2 BauNVO  außerhalb der 
Baugrenzen errichtet werden. 

Doppelhaus: Aneinandergebaute Doppelhaushälften sind als gestalterische 
Einheit hinsichtlich Wandhöhe, Dachform -durchgehender First 
und Dachneigung- und Materialverwendung auszubilden.

Alle Baugrundstücke, sowohl westlich wie östlich angrenzend zum Pufferstreifen 
entlang des  Grabens sind um mindestens 50 cm aufzufüllen. 

Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO.
Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser erlaubt. Aus städtebaulichen Gründen sind beim 
Einzelhaus pro Wohngebäude max. 2 Wohneinheiten zulässig. Bei einem Doppelhaus ist 
je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit zulässig.

2.1

2.2

1.1

Abstandsflächen1.2

Art und Maß der baulichen Nutzung

2.3

Stellplätze und Garagenzufahrten dürfen zur Straße hin nicht eingezäunt werden
und sind mit wasserdurchlässigen Belägen auszubilden (bituminöse Befestigung 
nicht zulässig). Vor den Garagen ist in ihrer Einfahrtsbreite ein Stauraum von min. 
5,00 m Länge zur Straßenbegrenzungslinie vorzusehen.

max. 1,50 m ab OK fertiges Gelände

Zum öffentlichen Straßenraum sind lebende Einfriedungen (Hecken) aus 
standortgerechten Gehölzen, senkrechte Holzlattenzäune bevorzugt in 
Lärchenholz und Metallzäune mit senkrechten Stäben zulässig.
An seitlichen Grundstücksgrenzen sind auch Maschendrahtzäune mit 
Hinterpflanzung zulässig. 

Zaunsockel:

Höhe:

Wandhöhen:
Die Definition der Wandhöhe gilt gemäß der Festsetzung für Gebäude Punkt II. 2.3
Als maximale mittlere Wandhöhe werden 3,0 m festgesetzt. 

3.2

6.2

6.1

Die Beseitigung des Wassers ist über ein Trennsystem zu gewährleisten.

Schmutzwasser
Das Schmutzwasser  (soziale Abwasser) ist dem gemeindlichen Kanal zuzuführen.

Niederschlagswasser 
Das Regenwasser aus den Dachflächen und befestigte Flächen, das nicht im Bau-
gebiet selbst versickert werden kann, ist über einen Oberflächenwasserkanal in die 
Regenrückhaltebecken zu leiten und gedrosselt dem Vorfluter zuzuführen.

Die Vorgaben der DWA Regelwerke M 153 und A 138 sind zu berücksichtigen. Bei 
Einleitung in ein Oberflächengewässer sind die DWA Regelwerke M 153 und A 117 
maßgebend.

(§ 9, Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

(§ 9, Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

(§ 9, Abs. 4 BauGB, Art. 81 BayBO)

(§ 9, Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

(§ 9, Abs. 4 BauGB, Art. 81 BayBO)

(§ 9, Abs. 4 BauGB, Art. 81 BayBO)

3.3

Dachflächen von an der Grenze zusammengebauter Garagen und sonstige 
Nebengebäude sind profil- und höhengleich auszuführen; d.h. First und Traufen sind 
durchlaufend zu gestalten. Die Lage der zweiten Garage richtet sich zwingend nach 
den Vorgaben der ersten Garage.

Für Dachformen und Dachneigung, sowie für die Dachdeckung gelten die 
Festsetzungen analog für Gebäude, siehe 2.0. Zusätzlich ist Flachdach mit oder ohne 
Begrünung erlaubt.

3.4

Art:

Mit den Bauvorlagen sind durch das gesamte Grundstück verlaufende Geländeschnitte 
entlang der vier Außenwände eines jeden Gebäudes mit Darstellung der jeweiligen 
Gebäude-Ansicht, des bestehenden und künftigen Geländes (einschließlich eventueller 
Aufschüttungen und Abgrabungen) sowie der Höhenlage des jeweiligen fertigen 
Erdgeschossfußbodens, der Erschließungsstraße und des Anschnittes der 
Nachbargrundstücke vorzulegen (Eintragung der Höhenkoten erforderlich).

3.1 Wenn  Garagen an benachbarte Grundstücksgrenzen angrenzen, sind sie entweder 
zusammenzubauen oder jeweils mind. 1,0 m von der Grundstücksgrenze 
abzurücken. 

Somit sind Garagen  nur innerhalb der hierfür festgesetzten Baugrenze für 
Nebenanlagen, Punkt II 3.2 sowie innerhalb der Baugrenzen Punkt II. 3.1 zulässig.

1.3

4.1

4.2

Nebenanlagen

2.4

6.3

Verfahrensvermerke Bauabschnitt I

1.  Die Aufstellung des Bebauungsplans Mühlberg-Erweiterung V hat der Marktgemeinderat  Winzer in 
der  Sitzung am 12.01.2015 beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 27.01.2015 ortsüblich 
bekannt gemacht.

2.  Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 16.11.2015 hat in der Zeit vom 
17.03.2016 bis 17.04.2016 stattgefunden.

3.  Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 16.11.2015 hat in der Zeit vom 
17.03.2016 bis 17.04.2016 stattgefunden.

4.  Den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zum  Bebauungsplans Mühlberg-Erweiterung V hat der 
Marktgemeinderat  Winzer in der  Sitzung am 12.12.2016 gefasst. 

5.  Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 12.12.2016 wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 03.04.2017 bis 
12.05.2017 beteiligt.

6.  Der  Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 12.12.2016 wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 04.04.2017 bis 12.05.2017 öffentlich ausgelegt.

7.  Der Markt Winzer hat mit Beschluss des Marktgemeinderats vom 29.05.2017 den Bebauungsplan 
gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 29.05.2017 als Satzung beschlossen.

8.  Die  Satzung zum Bebauungsplans in der Fassung vom 11.12.2017 wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB nochmals in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ öffentlich ausgelegt . 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde erneut gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  in der 
Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ beteiligt.

Winzer, 12.06.2017
Markt Winzer

(Siegel)
...........................................................................
Jürgen Roith, 1. Bürgermeister

9.  Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan Bauabschnitt I in der Fassung vom …….. wurde am 
……….. gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit 
in Kraft getreten.

Winzer, 
Markt Winzer

(Siegel)
...........................................................................
Jürgen Roith, 1. Bürgermeister

Art der baulichen Nutzung zulässige Haustypen
Grundflächenzahl (GRZ) Geschossflächenzahl (GFZ)
Verhältnis der überbaubaren Fläche zur Verhältnis der Summe der Geschossflächen zur

Grundstücksfläche Grundstücksfläche

0,35 0,7

WA ED
Allgemeines Wohngebiet ( § 4 BauNVO) 

ED  Einzel- und Doppelhäuser
GRZ  Grundflächenzahl  gem. § 19 BauNVO
GFZ Geschoßflächenzahl gem. § 20 BauNVO

WA

Schleppkurve 3-achsiges Müllfahrzeug

verbleibender Teil des Regenrückhaltebeckens

Nutzungsschablone:9.17

9.15

9.16

9.0  SICHTDREIECKE

Innerhalb des Sichtdreieckes ist jede Bebauung, Bepflanzung oder sonstige Sichtbe-
hinderung von mehr als 0,80 m Höhe über den Verbindungslinien der Fahrbahnhöhen 
unzulässig.
Die erforderlichen Sichtdreiecke bei den Einmündungen der Gemeindestraßen sind von 
sichtbehindernden Anlagen aller Art freizumachen bzw. freizuhalten, die mehr als 80cm 
über die Fahrbahnoberfläche der Gemeidenverbindungsstraße ragen. 
Einzelne Bäume, Lichtmasten, Lichtsignalgeber und ähnliches sind innerhalb der 
Sichtfelder möglich, wenn sie den wartepflichtigen Fahrern die Sicht auf bevorrechtigte 
Fahrzeuge oder nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmern nicht verdecken. 
Geländeaufschüttungen sind hier nicht zugelassen.

10.3.1 AUSWAHLLISTE BÄUME I. ORDNUNG
Acer platanoides
Acer pseudoplatanus
Fraxinus excelsior
Tilia cordata
Quercus robur
Salix alba
Alnus glutinosa

- Spitz-Ahorn
- Berg-Ahorn
- Esche
- Winter-Linde
- Stiel-Eiche
- Silber-Weide*
- Schwarz-Erle*

10.3.2 AUSWAHLLISTE BÄUME II. ORDNUNG
Acer campestre
Carpinus betulus
Crataegus carrierei
Prunus avium 
Sorbus aucuparia
alle Obst- und Nußbäume (Mindest- Pflanzqualität: Halbstamm)

- Feld-Ahorn
- Hainbuche
- Apfel-Dorn
- Vogel-Kirsche, auch in Sorten
- Eberesche

10.3.3 AUSWAHLLISTE HEIMISCHE STRÄUCHER

Corylus avellana
Sambucus nigra
Salix caprea
Cornus sanguinea
Ligustrum vulgare
Lonicera xylosteum
Prunus spinosa
Rosa canina
Viburnum opulus
Viburnum lantana

- Hasel
- Schwarzer Holunder
- Kätzchen-Weide
- Hartriegel
- Liguster
- Heckenkirsche
- Schlehe
- Hunds-Rose
- Gemeiner Schneeball
- Wolliger Schneeball

Landschaftsfremde hochwüchsige Baumarten mit bizarren Wuchsformen und auffälliger 
Laub- und Nadelfärbung wie Edeltannen oder Edelfichten, Zypressen, Thujen usw. sowie 
alle Trauer- oder Hängeformen (in allen Arten und Sorten), dürfen nicht gepflanzt werden.

10.4 UNZULÄSSIGE PFLANZENARTEN

10.7 AUSGLEICHSFLÄCHEN

10.0 TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR GRÜNORDNUNG

10.1  UMSETZUNG, PFLANZENQUALITÄTEN, MINDESTPFLANZGRÖSSEN

10.2 FESTSETZUNGEN INNERHALB DES BAUGRUNDSTÜCKES

10.3  ZU VERWENDENDE GEHÖLZE 

10.5 LAGE VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN

10.6 PFLANZENBEHANDLUNGSMITTEL

Obstbäume: als standortgerechte und regionaltypische Arten 
und Sorten

Walnuss:    als Sämling

Die mit * gekennzeichneten Bäume sind nur für die Ausgleichsfläche AF2 zu verwenden.

10.7.1 AUSGLEICHSFLÄCHEN FÜR BA I

Pflanzqualitäten:   Bäume I. Ordnung:  Hochstamm, 3xv., STU 14 -16 cm
                             Bäume II. Ordnung: Hochstamm, 3xv., STU 12 -14 cm 
                                                              oder Heister, 2xv., 150 -200 cm
                             Sträucher:                2xv., 100-150 cm bzw. 60 - 100 cm

Die zu erbringende Ausgleichsfläche für den Bauabschnitt I wurde mit einer Größe von 5.016 m²
berechnet.
Ein Teil der Ausgleichsfläche wird intern auf den Flächen A1I (= Größe von 720 m²) und A2I (=
Größe von 1.551 m²) nachgewiesen. Für die gesamten Pflanzungen der Ausgleichsfläche wird die
Verwendung von autochthonen Gehölzen aus dem Vorkommensgebiet 3, Südostdeutsches
Hügel- und Bergland oder Vorkommensgebeit 6.1, Alpenvorland entsprechend der Liste der
heimischen Gehölze für den Landkreis Deggendorf festgesetzt.
Die Lage und Größe der Ausgleichsflächen und die durchzuführenden Maßnahmen sind für
Ausgleichsflächen im Privatbesitz durch Grundbucheintragung zu sichern.

Für die Flächen A1I Ost und West wird ein Ausgleichsfaktor von 0,5 angesetzt. Die Flächen weisen
eine tatsächliche Gsamtgröße von 720 m² aus, das heißt mit dem Faktor von 0,5 kann auf den
Flächen A1I Ost und West ein Ausgleich von 360 m² erbracht werden.

Maßnahmen interne Ausgleichsfläche A1I Ost:
Als Entwicklungsziel soll auf der artenarmen Ruderalfläche mit dem
Regenrückhaltebecken ein naturnaher wechselfeuchter Bereich mit Kleingewässer entstehen.
Es sind folgende Maßnahmen für die Ausgleichsfläche festgesetzt:

 -   Erstellen eines breitflächigen Überlaufs vom verbleibenden Regenrückhaltebecken

-   Pflanzung von Bäumen I. und II.Ordnung gemäß Artenliste Punkt III., 10.3.1 und 10.3.2
-   keine Einzäunung der Ausgleichsfläche

-   Entfernen der Ablagerungen und Gartenabfälle

Allgemeines
Die privaten und öffentlichen Grünflächen sind entsprechend den planlichen und textlichen 
Festsetzungen anzulegen, zu sichern und dauerhaft zu erhalten. Sie sind spätestens in der 
Pflanzperiode nach Erstellung der Erschließungsflächen und nach Nutzungsaufnahme /-beginn 
der Gebäude fertigzustellen. Nachpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des 
Grünordnungsplanes zu entsprechen. Die Pflanzenqualitäten müssen den Gütebestimmungen 
des Bundes deutscher Baumschulen (BdB) entsprechen.
Für die im Plan festgesetzten Neuanpflanzungen von Gehölzen in den öffentlichen und priva-
ten Grünflächen wird die Verwendung der in Punkt 10.3 ausgewiesenen Gehölze festgesetzt.
Für weitere Pflanzungen können alle Ziergehölze verwendet werden, außer die in Punkt 10.4
beschriebenen Arten.
Für freiwachsende Hecken und Gehölzgruppen: Pflanzdichte 1 Stück / 1,50 m². 

Auf je 300 m² Grundstücksfläche ist zur Durchgrünung des Baugrundstückes mindestens ein 
Laubbaum II. Ordnung oder ein Obstbaum und 5 Sträucher zu pflanzen (Nadelgehölze dürfen 
ersatzweise nicht angerechnet werden!).  Die Pflanzgebote gemäß Planzeichen unter Punkt 
II.7.2 und unter Punkt II.6.3.3 können angerechnet werden.

Die festgesetzten Pflanzflächen sind von Ver- und Entsorgungsleitungen (Strom,
Wasser, Abwasser, Post, Gas etc.) ausdrücklich freizuhalten, um die Pflanzung und den
langfristigen Erhalt der geplanten Gehölze zu gewährleisten.
Die jeweiligen Abstände nach den entsprechenden Richtlinien sind einzuhalten.

Bei Pflanzung im Bereich von bestehenden Ver- und Entsorgungsleitungen sind nur flach-
wurzelnde Sträucher zu verwenden. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher sind nicht erlaubt.
Bei Baumpflanzungen ist ein Mindestabstand von je 2,50 m beiderseits von 
Kabeltrassen freizuhalten, ansonsten sind entsprechende Schutzmaßnahmen durchzuführen.

in den Graben
-    bestehenden Ablaufgraben im Bereich des verfüllten Regenrückhaltebeckens verfüllen
-    Erhalt der verbleibenden Röhricht- und Hochstaudenbestände am Regenrückhaltebecken

-   Optimierung des Restbereiches vor der Verfüllung: die neu entstehende Böschung
ist als Flachwasserzone mit einer Neigung von im Mittel 1:3 auszubilden

Maßnahmen interne Ausgleichsfläche A1I West:
Als Entwicklungsziel soll auf der artenarmen Ruderal- und Rasenfläche eine artenreiche Wiese 

Es sind folgende (Pflege)maßnahmen für die Ausgleichsfläche festgesetzt:
entstehen.

Pflegemaßnahmen für A1I Ost:
- 1-malige Mahd der ebenen Fläche um das Kleingewässer im Jahr, 

- Entfernung des Mähgutes
- Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel
- die Verwendung eines Schlegelmähers ist nicht erlaubt

- 1-2-malige Mahd  im Jahr, 1. Schnittzeitpunkt nicht vor dem 15. Juni
- Entfernung des Mähgutes
- Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel
- die Verwendung eines Schlegelmähers ist nicht erlaubt

Schnittzeitpunkt nicht vor dem 15. Juni

Der Einsatz von Herbiziden, Pestiziden und mineralischen Düngemitteln ist auf den festgesetzten 
Vegetationsflächen zum Schutz des Grundwassers sowie von Tieren und Pflanzen und im 
Hinblick auf eine möglichst standortgemäße und naturnahe Artenzusammensetzung nicht zulässig.

(§ 9, Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

(§ 9, Abs. 1a BauGB)

(§ 9, Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

(§ 9, Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

(§ 9, Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

(§ 9, Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

(§ 9, Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

11.0 MINIMIERUNGSMASSNAHMEN ZUM ARTENSCHUTZ

10.7.2 AUSGLEICHSFLÄCHEN FÜR BA II

Aufgrund der vielfältigen Maßnahmen wird für die Fläche A2I ein Ausgleichsfaktor von 1,0
angesetzt. Die Fläche A2I weist eine tatsächliche Größe von 1.551 m² aus. Ca. 380 m³ entfallen auf 

Mit einem Faktor von 1,0 kann auf der Fläche A2I ein Ausgleich von 1.171 m² erbracht werden.

Maßnahmen für die interne Ausgleichsfläche A2I:
Als Entwicklungsziel soll ein naturnaher Graben mit begleitenden Gehölzpflanzungen entstehen.
Es sind folgende Maßnahmen für die Ausgleichsfläche festgesetzt:

Böschungsneigungen in Teilbereichen durch Kappen der bestehenden 
 Böschungsoberkante

-   beidseitig je 5m Abstandsstreifen zur Grenze der privaten Baugrundstücke
- Pflanzung von Bäumen I. und II.Ordnung gemäß Artenliste Punkt III., 10.3.1 und 10.3.2

     (vorrangige Verwendung der mit * gekennzeichneten Bäume)
- keine Einzäunung der Ausgleichsfläche

Pflegemaßnahmen:
- Anwuchspflege der Gehölze in den ersten 3 Jahren
- bei der Räumung des Grabens ist auf den Grabenverlauf Rücksicht zu nehmen
- die Mahd des Grabens ist auf das Entwicklungsziel eines naturnahen,

     extensiv gepflegten Grabens abzustimmen
-    1-2 malige Mahd der Wiesenfläche im Jahr, 1. Schnittzeitpunkt nicht vor dem 15. Juni
-    Entfernung des Schnittguts
-    kein Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmittel
- die Verwendung eines Schlegelmähers ist nicht erlaubt

Durch die Aufwertung der Flächen A1I Ost und West und A2I  werden die vorhandenen Flächen so 
aufgewertet, dass für die errechnete Ausgleichsfläche von 5.016 m² eine Ausgleichsfläche von
1.531 m² erbracht werden.Somit müssen für den Bauabschnitt I noch 3.485 m² extern  erbracht
 werden. Die externe Ausgleichsfläche für den Bebauungsplan in einer rechnerischen Größe von
3.485 m² wird vom Ökokonto des Marktes Winzer auf einem Teilbereich der Flurnummer 616,
Gemarkung Neßlbach abgebucht (Abbuchung Nr.2). Der Plan „Ökokonto des Marktes Winzer" im
M 1:1.000 / 5.000 mit den darin festgesetzten Maßnahmen ist Bestandteil des Bebauungsplanes.
Damit wird den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ausreichend Rechnung
getragen.

M-01: Verminderung von betriebsbedingten Störungen an bedeutsamen Verbund- 
und Jagdlebensräume von Fledermäusen 
Durch die ansteigenden Lichtemissionen im Umgriff des Vorhabensgebiets kann es zu 
Störung von Nahrungs- und Verbundlebensräumen für die dort jagenden Fledermausarten 
kommen. In Anbetracht der Vorbelastung im Umfeld sind die vorhabensbedingten 
Auswirkungen jedoch als relativ gering einzuschätzen. Um die Störungen 
v. a. durch betriebsbedingte Lichtemissionen dennoch so gering wie möglich zu halten, sind 
folgende Maßnahmen für die Errichtung von Straßen- und Wege- und Stellplatzbeleuchtung 
im Geltungsbereich vorzusehen:
 Verbindlicher Einsatz von UV-armen Leuchtmitteln wie LED-Leuchtkörper oder 

Natriumdampflampen zur Reduktion der Anlockwirkung auf nachtaktive Insektenarten 

 Verbindlicher Verzicht auf Kugelleuchten und Beleuchtungseinrichtungen mit 
ungerichtetem frei strahlendem Beleuchtungsbereich 

M-02: zeitliche Festsetzung zur Entfernung von Gehölzen, Hochstadenfluren und 
zu Erdarbeiten 
Zur Vermeidung von Verlusten an saisonalen Nestern, Gelegen und Individuen v. a. 
gemeinschaftsrechtlich geschützter Vogelarten sind Gehölzbestände, aber v.  a. die im Gebiet 
vorhandenen Hochstauden- und Röhrichtbereiche (v. a. auf Fl.-St. Nr. 2028 und 2024), die 
aufgrund eines bau- oder anlagebedingten Vorgehens absehbar betroffen sind, nur außerhalb 
der Vogelbrutzeit gem. § 39 BNatSchG  zu entfernen, abzuschieben oder durch eine 
wiederkehrende Vergrämungsmahd bis zur Bauzeit als Brutplatz nicht nutzbar zu halten. 
Die zeitgerechte Ausführung der Maßnahmen ist durch eine fachlich qualifizierte 
Umweltbaubegleitung sicherzustellen, zu dokumentieren und der Unteren 
Naturschutzbehörde Deggendorf mitzuteilen.
Die Erdarbeiten in potentiellen Habitaten der Zauneidechse entlang des Rankens auf Fl.-St. Nr. 
2026 zzgl. eines 5 m breiten Streifens entlang der Grenze zu Fl.-St. Nr. 2025 ist zur 
Vermeidung von Verlusten, v. a. an Entwicklungsformen (Gelegen) der Art nur im Zeitraum 
zwischen Mitte April bis Mitte Mai zulässig. Sie ist nur bei trockener Witterung durchzuführen, 
so dass im Gebiet vorhandenen Tieren die Möglichkeit zur Abwanderung bleibt.

Der Oberbodenabschub zum o. g. Termin ist in enger Abstimmung mit einer 
Umweltbaubegleitung durchzuführen. Als Umweltbaubegleitung ist eine Fachperson mit guten 
faunistischen und artspezifischen Kenntnissen der o g. betroffenen Arten zu bestellen. Die 
Durchführung der Maßnahmen ist der bestellten Umweltbaubegleitung frühzeitig anzukündigen. 
Die zeitliche und fachlich einwandfreie Durchführung der Maßnahme ist nachvollziehbar in Wort 
und Bild zu dokumentieren. Die Vorgaben zum Oberbodenabschub können beim Ausschluss
eines Vorkommens der Art im Geltungsbereich durch eine fachlich ausreichende Kartierung 
(mind. vier Begehungen zwischen April- Juni) entfallen.

M-03: Sicherung von wertgebenden Habitaten vor baubedingten Beeinträchtigungen
Wertgebende Gehölz- (siehe Planzeichen Punkt II, 6.3), Röhricht- und Hochstaudenbestände 
im Umfeld des verbleibenden Retentionsbeckens und des Grabens v. a. auf Fl.-St. Nr. 2028 
und 2024, sowie entlang des Rankens auf Fl.-St. Nr. 2026 sind vor baubedingten 
Beeinträchtigungen durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen zu schützen. Dies umfasst 
auch im Vorfeld angelegte Habitatstrukturen (vgl. CEF-01). Als geeignete Maßnahmen 
kommen Bau- oder Baumschutzzäune entsprechend DIN 18920 bzw. RAS-LP 4 in Frage. Die 
durchführenden Firmen sind durch die Umweltbaubegleitung bezüglich dieser Bereiche und 
Maßnahmen einzuweisen. Die getroffenen Maßnahmen sind von der Umweltbaubegleitungzu 
dokumentieren, ihre Wirksamkeit ist im Bauverlauf zu überwachen.

M-04: Minimierung von baubedingten Beeinträchtigungen
Baubedingte Beeinträchtigungen an artenschutzrechtlich besonders bedeutsamen Habitaten 
(vgl. M-03) durch temporär benötigte Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen sind zu 
vermeiden. Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen sind in Bereichen vorzusehen, die nur 
eine untergeordnete Bedeutung für gemeinschaftsrechtlich geschützte Arten aufweisen. Zur 
Bauausführung sind flächensparende Arbeitsweisen bzw. -techniken einzusetzen, die Eingriffe 
in nur temporär benötigte Flächen wie Arbeitsräume, soweit wie möglich minimieren.

M-05: Vergrämungsmahd
Um die Habitateignung für Zauneidechsen innerhalb des Eingriffsbereichs auf Fl.-St. Nr. 2026 
südl. des vorhandenen Wirtschaftsweges so weit wie möglich herabzusetzen und ein 
Abwandern der Tiere zu erreichen, ist eine Vergrämung im Vorfeld der Baumaßnahmen 
durchzuführen. Die Vergrämung erfolgt durch eine Vergrämungsmahd im Eingriffsbereich der 
geplanten Erschließungsmaßnahmen zzgl. Arbeitsräume. Der Maßnahmenbereich ist durch 
die Umweltbaubegleitung festzulegen. Die angrenzenden Altgras- und Staudenfluren 
außerhalb des Eingriffgebiets sind nicht zu mähen sondern verbleiben unangetastet. Der erste 
Mahddurchgang ist bis Ende März durchzuführen, kann aber auch bereits im Herbst erfolgen. 
Hierbei sind die, innerhalb der definierten Vergrämungsbereiche liegenden Hochstaudenfluren 
und Altsgrasbestände, so kurz wie möglich über der Geländeoberkante vollumfänglich zu 
entfernen. Das Mahdgut ist abzufahren. Die durchführenden Personen sind von der 
Umweltbaubegleitung entsprechend einzuweisen. Die Durchführung der entsprechenden 

Die zu erbringende Ausgleichsfläche für den Bauabschnitt II wurde mit einer Größe von 3.771 m²
berechnet.
Ein Teil der Ausgleichsfläche wird intern auf den Flächen A1II (= Größe von 685 m²) und A2II (= 
Größe von 625 m²) nachgewiesen. Für die gesamten Pflanzungen der Ausgleichsfläche wird die 
Verwendung von autochthonen Gehölzen aus dem Vorkommensgebiet 3, Südostdeutsches 
Hügel- und Bergland oder Vorkommensgebeit 6.1, Alpenvorland entsprechend der Liste der 
heimischen Gehölze für den Landkreis Deggendorf festgesetzt.
Die Lage und Größe der Ausgleichsflächen und die durchzuführenden Maßnahmen sind für 
Ausgleichsflächen im Privatbesitz durch Grundbucheintragung zu sichern.

Ausgleichsfläche A1II:
Für die Fläche A1II wird ein Ausgleichsfaktor von 0,5 angesetzt. Die Fläche A1II weist eine 
tatsächliche Größe von 685 m² aus, das heißt mit dem Faktor von 0,5 kann auf der Fläche A1II 
ein Ausgleich von 343 m² erbracht werden. 

Maßnahmen interne Ausgleichsfläche wie für A1I West.

Ausgleichsfläche A2II:
Aufgrund der vielfältigen Maßnahmen wird für die Fläche A2II ein Ausgleichsfaktor von 1,0 
angesetzt. Die Fläche A2II weist eine tatsächliche Größe von 680 m² aus. Ca. 55 m² entfallen auf 
den bestehenden Grabenbereich mit Saum. Diese Fläche in einer Größe von 55 m² wird nicht als 
Ausgleichfläche angerechnet, das heißt es verbleiben 625 m² als Ausgleichsfläche. Mit einem 
Faktor von 1,0 kann auf der Fläche A2II ein Ausgleich von 625 m² erbracht werden. 

Maßnahmen interne Ausgleichsfläche wie für A2I.

Durch die Aufwertung der Flächen A1II und A2II  werden die vorhandenen Flächen so 
aufgewertet, dass für die errechnete Ausgleichsfläche von 3.771 m² eine Ausgleichsfläche von 
968 m² erbracht werden. Somit müssen noch 2.803 m² extern erbracht werden.
Die externe Ausgleichsfläche für den Bebauungsplan in einer rechnerischen Größe von 
2.803 m² wird vom Ökokonto des Marktes Winzer auf einem Teilbereich der Flurnummer 616, 
Gemarkung Neßlbach abgebucht (Abbuchung Nr.3). Der Plan „Ökokonto des Marktes Winzer" im 
M 1:1.000 / 5.000 mit den darin festgesetzten Maßnahmen ist Bestandteil des Bebauungsplanes. 
Damit wird den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ausreichend Rechnung 
getragen.

-   Belassen des bestehenden Grabenverlaufs; Herstellung unterschiedlicher

-   Vorsichtiges Abheben der bestehenden Schilfsoden in den Teilbereiche, in denen die 
Grabenböschungen gekappt werden und Wiederandeckung im Bereich der 
abgeflachten Böchungen

-   Erhalt des Röhrichtsaumes in den zu belassenden Böschungbereichen

den bestehenden Grabenbereich mit Saum. Diese Fläche in einer Größe von 380 m² wird nicht als
Ausgleich angerechnet, d.h. es verbleiben 1.171 m² als Ausgleichsfläche.
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12.0 CEF-MASSNAHME ZUM ARTENSCHUTZ

Mahddurchgänge ist zu dokumentieren. Die Mahd ist ab dem ersten Mahddurchgang je nach 
Flächenentwicklung in Abstimmung mit der ökologischen Baubegleitung ggf. in ca. 
zweiwöchentlichem Turnus bis zum Beginn der Bauarbeiten bzw. zum Oberbodenabschub 
(vgl. M-02) zu wiederholen. Auf die Durchführung der Maßnahme kann beim Ausschluss
eines Vorkommens der Art im Geltungsbereich durch eine fachlich ausreichende Kartierung 
(mind. vier Begehungen zwischen April- Juni) verzichtet werden.

CEF-01: vorgezogene Anlage von Habitatstrukturen und Eiablageplätzen für Zauneidechsen

Um kleinflächig entfallende bzw. randlich beeinträchtigte Habitate der Zauneidechse  
vorgezogen auszugleichen, wird die Aufwertung von direkt angrenzenden Lebensräumen der 
Art durch die Anlage von speziellen Habitatstrukturen festgesetzt. Ihr Ziel ist Optimierung und 
Aufwertung von Zauneidechsenhabitaten, um die Habitatkapazität zu erhöhen und 
ausreichend Ausweichlebensraum zur Verfügung zu stellen.

Hierfür sind an zwei Stellen im Bereich des Rankens auf Fl.-St. Nr. 2026 nördlich des 
bestehenden Weges  Habitatstrukturen für die Art zu errichten. Als Strukturen 
(Abschnittslänge ca. 10-12 m, Breite ca. 1,5 bis 2,5 m, Höhe 1,0 bis 1,50 m) eignen sich 
Steinriegel (z. B. Feldsteine, Granitbruch) in Kombination mit einzelnen erdfreien 
Wurzeltellern und grobem Astwerk als Rückzugshabitat, die unter Anleitung einer fachlich 
qualifizierten, ökologischen Umweltbaubegleitung gem. Schemaskizze im Umweltbericht zu 
errichten sind. Dabei ist ein Geotextil einzubauen, um das Lückensystem vor Verfüllung und 
Durchwurzelung zu schützen. 
Als Eiablageplätze ist Feinsand (z. B. Flusssand) ca. 40-50 cm hoch einzubringen. Die an die 
Strukturen angrenzenden Bereiche sind, unter Beachtung der zeitlichen Vorgaben der 
Maßnahme M-02 von Gehölzen und Hochstauden freizustellen. 
Um den Ansprüchen als CEF-Maßnahme i. S. eines vorgezogenen Ausgleichs zu genügen, 
muss die Anlage der Habitatstrukturen bis Anfang April im Jahr des Oberbodenabschubs 
abgeschlossen sein. Auf die Durchführung der CEF-Maßnahme kann beim Ausschluss eines 
Vorkommens der Art im Geltungsbereich durch eine fachlich ausreichende Kartierung (mind. 
vier Begehungen zwischen April- Juni) verzichtet werden.

M-06: zeitliche Festsetzung zur Verfüllung des bestehenden Regenrückhaltebeckens
Die Verfüllung des bestehenden Regenrückhaltebeckens darf ausschließlich außerhalb der 
Laichzeit der Amphibien in einem Zeitraum von Juli - Februar erfolgen.

IV. HINWEISE

GRENZABSTÄNDE
Die Grenzabstände gemäß den gesetzlichen Bestimmungen sind einzuhalten:
Zu Nachbargrundstücken: 2,0 m bei Einzelbäumen u. Heistern, 
                                                                        sowie Sträuchern über 2,0 m Wuchshöhe

0,5 m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von
max. 2,0 m

Zu landwirtschaftlichen Grundstücken: 4,0 m bei Einzelbäumen u. Heistern, 
                                                                        sowie Sträuchern über 2,0 m Wuchshöhe
                                                              2,0 m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von

max. 2,0 m
Im Übrigen wird auf die Vorgaben des AGBGB verwiesen.

SICHERSTELLUNG DES PFLANZRAUMES

BAUMATERIALIEN
Es sollten nach Möglichkeit ökologisch verträgliche Baumaterialien verwendet werden 
(z.B. Holz, Ziegel, Zellulose, Kork, Flachs, Schaf/- Schurwolle, Mineralische Putze und 
Naturfarben, Linoleum,....). 

SCHUTZ DES MUTTERBODENS NACH § 202 BauGB

Vor jeder Baumaßnahme ist der anstehende Oberboden insgesamt zu sichern und zur 
Wiederverwendung zwischenzulagern (DIN 18915). Die Humusmieten sind mit Leguminosen 
zu begrünen.

SOLARENERGIE

Die Nutzung von Solarenergie wird grundsätzlich empfohlen, dabei sollte eine gestalterisch 
verträgliche Einbindung in das Bauwerk bzw. in die Dachlandschaft beachtet werden. In 
diesem Zusammenhang wird auf mögliche Förderprogramme hingewiesen. 

Großbäume:
Kleinbäume:
Gehölze:
Rasen:

Baumgruben: 200 x 200 x 100 cm
Baumgruben: 150 x150 x 80 cm
Auftrag Oberboden: 20 - 30 cm
Auftrag Oberboden: 10 - 15 cm

ANGRENZENDE LANDWIRTSCHAFT
Die durch die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen    
Nutzfläche auftretenden Immissionen in Form von Geruch, Staub und Lärm sind zu dulden.

Zugänglichkeit der Normblätter, Vorschriften und Gesetze
Alle Gesetze, DIN-Normen, Arbeitsblätter und technischen Vorschriften auf die der 
Bebauungsplan in seinen planlichen und textlichen Festsetzungen verweist, werden bei 
der Auslegung zur  Einsicht im Rathaus bereit gehalten.

MELDUNG DER AUSGLEICHSFLÄCHEN
Die Ausgleichsflächen sind an das Landesamt für Umweltschutz, zum Eintrag in das 
Ökoflächenkataster, zu melden. Eine Kopie des Meldebogens ist an die UNB zu senden.

BEHINDERTENGERECHTER AUSBAU 
Die Erschließungsplanung ist mit dem örtlichen Behindertenbeauftragten abzusprechen.

BRAUCHWASSERNUTZUNGSANLAGEN 
Sollten Brauchwassernutzungsanlagen errichtet werden, ist auf die Vorgaben der 
Trinkwasserverordnung, der DIN 1717 und DIN 806 hinzuweisen.

PFLANZENLISTE GIFTIGER PFLANZEN
Auf die giftigen Pflanzen nach der "offiziellen Liste giftiger Pflanzenarten"  -  Bundesanzeiger 
vom 06.05.2000, Seite 8517 wird hingewiesen.

BODENDENKMAL
In unmittelbarer Nähe zum Planungsgebiet liegt das Bodendenkmal D-2-7244-0133: "Siedlung 
vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung". Im Planungsbereich sind wegen dieser 
Denkmalnähe weitere Bodendenkmäler zu vermuten. Deshalb ist eine archäologische 
Sondage durchzuführen. Gemäß Art. 7.1 DSchG bedürfen Bodeneingriffe aller Art auch in 
jenen Bereichen einer denkmalrechtlichen Erlaubnis, in denen Bodendenkmäler vermutet oder 
den Umständen nach angenommen werden müssen.

WASSERWIRTSCHAFT
Für den Umgang und die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen (z.B. Heizölverbraucher-
anlagen) ist die Anlagenverordnung – VAwS – einschlägig. 
Gering belastetes Niederschlagswasser (insbesondere Dachflächenwasser) ist, soweit 
möglich, flächenhaft über eine geeignete, bewachsene Oberbodenschicht zu versickern. Auf 
die Bestimmungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung – NWFreiV – und den 
hierzu bekannt gegebenen Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 
Niederschlagswasser in das Grundwasser  - TRENGW – wird hingewiesen.

FASSADENGESTALTUNG
Die Verwendung von natürlichen Farbtönen (Erdfarben, Pastell) bei der Fassadengestaltung 
wird empfohlen.

GEBÄUDEÖFFNUNGEN
Einzelne Bauwerber der Baugrundstücke entlang des Grabens (sowohl östlich wie westlich) 
haben darauf zu achten, dass alle Gebäudeöffnungen mindestens 20 cm über dem 
Geländeniveau des angrenzenden Pufferstreifens liegen sollen.

VERSICKERUNGSANLAGEN
Wird bei Versickerungsanlagen (z. B. bei Sickerschächten) die bindige Deckschicht über dem 
Grundwasser wesentlich geschwächt, durchstoßen oder sonst eine Verbindung zum 
Kiesuntergrund geschaffen, so ist die Einleitung des Niederschlagswassers nicht erlaubnisfrei, 
sondern bedarf eines Wasserrechtsverfahrens. Für Versickerungsanlagen auf den jeweiligen 
Bauparzellen wird eine Fläche von ca. 15 Prozent der zu entwässernden Fläche benötigt. 
Nach Frostperioden und bei sehr hohen Grundwasserständen können Versickerungsanlagen 
in ihrer Funktionsfähigkeit eingeschränkt sein.
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Bebauungsplan
mit integrierter Grünordnung
"WA Mühlberg-Erweiterung V"
(Bauabschnitt I)
Markt Winzer
Landkreis Deggendorf
Regierunsbezirk Niederbayern

Planunterlagen: 

Grundkarte erstellt auf digitaler 
Flurkarte des Vermessungsamtes
Stand: 2015

Untergrund: 

Aussagen über Rückschlüsse auf die 
Untergrundverhältnisse und die 
Bodenbeschaffenheit können weder 
aus den amtlichen Karten, aus der 
Grundkarte noch aus den Zeichungen 
und Text abgeleitet werden

Nachrichtliche Übernahmen: 

Für nachrichtilich übernommene 
Planungen und Gegebenheiten kann 
keine Gewähr übernommen werden.

Urheberrecht: 

Für die Planung behalten wir uns alle 
Rechte vor.
Ohne unsere Zustimmung darf die 
Planung nicht geändert werden.
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